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Konzessionsvertrag der EnBW Regional AG, 
Stuttgart    (Stand: 15. Februar 2006) 
 

Kommunenfreundlicher Konzessionsvertrag  
(Stand: 04. Mai 2009) 

Erläuterung zu Abweichungen 
zwischen den Musterverträgen 

Konzessionsvertrag 
 
 
 
über die 
 
 
 
Nutzung öffentlicher Verkehrswege zum Bau 
und Betrieb von Leitungen für die Stromver-
sorgung im Gemeindegebiet 
 
 
 
 
zwischen der 
 
 
EnBW Regional AG, Stuttgart 
(nachstehend "REG" genannt) 
 
 
und 
 
 
........................................................ 
(nachstehend "Gemeinde“ genannt) 
 

Konzessionsvertrag 
 
 
 
über die 
 
 
 
Nutzung öffentlicher Verkehrswege zum Bau 
und Betrieb  
eines Elektrizitätsversorgungsnetzes der all-
gemeinen Versorgung im Gemeindegebiet 
[einsetzen: Gemeindename] 
 
 
zwischen der 
 
........................................................ 
[einsetzen: Name des Netzbetreibers] 
(nachstehend "EVU" genannt) 
 
 
und 
 
 
........................................................ 
(nachstehend "Gemeinde“ genannt) 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Gegenstand eines Konzessionsver-
trages ist seit der Energierechtsno-
velle aus dem Jahre 2005 lediglich 
die Nutzung öffentlicher Verkehrs-
wege für den Bau und den Betrieb 
von Elektrizitätsversorgungsnetzen 
der allgemeinen Versorgung, vgl. 
§ 46 Absatz 2 Satz 2 und § 48 Ab-
satz 1 EnWG. Daher waren Bezug-
nahmen auf die Stromversorgung in 
den Bestimmungen des Vertrages 
ersatzlos zu streichen.  
 
 
Alle Bezugnahmen auf die EnBW 
Regional AG („REG“) wurden im 
gesamten Vertrag gestrichen und 
durch „EVU“ ersetzt.  
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Vorbemerkung 
 
Ziel dieses Vertrages ist es, durch Bereitstellung und 
Betrieb eines Elektrizitätsversorgungsnetzes unter 
Nutzung gemeindlicher Grundstücke eine möglichst 
sichere, preisgünstige, verbraucherfreundliche, effi-
ziente und umweltverträgliche Versorgung der Ein-
wohner und Gewerbetreibenden im Gemeindegebiet 
mit elektrischer Energie zu gewährleisten.  
 
 

Vorbemerkung 
 
Ziel dieses Vertrages ist es, durch Bereitstellung und 
Betrieb eines Elektrizitätsversorgungsnetzes der all-
gemeinen Versorgung unter Nutzung gemeindlicher 
Grundstücke eine möglichst sichere, preisgünstige, 
verbraucherfreundliche, effiziente und umweltverträgli-
che Versorgung der Einwohner und Gewerbetreiben-
den im Gemeindegebiet mit elektrischer Energie zu 
gewährleisten.  
 

 
 
vgl. § 46 Absatz 2 Satz 2 EnWG 

Im Hinblick auf dieses Ziel werden die Gemeinde und 
die REG vertrauensvoll zusammenarbeiten.  
 

Im Hinblick auf dieses Ziel werden die Gemeinde und 
das EVU vertrauensvoll zusammenarbeiten.  
 

 

§ 1 
Art und Umfang des Betriebs des Energieversor-

gungsnetzes 
 
Die REG errichtet und betreibt in der Gemeinde ein 
Elektrizitätsversorgungsnetz, das eine Versorgung 
entsprechend den Zielen des § 1 Energiewirtschafts-
gesetz (EnWG) sicherstellt. Die Verteilungsanlagen 
stehen im Eigentum oder in der Verfügungsgewalt der 
REG.  
 

§ 1 
Art und Umfang des Betriebs des Energieversor-

gungsnetzes 
 
(1) Das EVU errichtet und betreibt in der Gemeinde 
ein Elektrizitätsversorgungsnetz der allgemeinen 
Versorgung, das eine Versorgung entsprechend den 
Zielen des § 1 des Energiewirtschaftsgesetzes 
(EnWG) sicherstellt. Die Verteilungsanlagen stehen im 
Eigentum oder in der Verfügungsgewalt des EVU.  
 

 
 
 
 
vgl. § 46 Absatz 2 Satz 2 EnWG 

Sie führt als Netzbetreiber in der Gemeinde nach den 
Bestimmungen des EnWG sowie der auf dessen 
Grundlage erlassenen Rechtsverordnungen den 
Netzbetrieb zur Ermöglichung der allgemeinen Ver-
sorgung mit elektrischer Energie durch. Die REG wird 
demgemäß jedermann in der Gemeinde nach Maßga-
be der gesetzlichen Bestimmungen an ihr Versor-
gungsnetz anschließen und ihm die Entnahme von 
elektrischer Energie aus dem Netz ermöglichen.  

(2) Das EVU führt als Netzbetreiber in der Gemeinde 
nach den Bestimmungen des EnWG sowie der auf 
dessen Grundlage erlassenen Rechtsverordnungen 
den Netzbetrieb zur Ermöglichung der allgemeinen 
Versorgung mit elektrischer Energie durch. Das EVU 
wird demgemäß jedermann in der Gemeinde nach 
Maßgabe der gesetzlichen Bestimmungen an sein 
Versorgungsnetz anschließen und ihm die Entnahme 
von elektrischer Energie aus dem Netz ermöglichen.  
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Die Bestimmung des Grundversorgers richtet sich 
nach den gesetzlichen Regelungen; derzeit ist die 
EnBW Vertriebs- und Servicegesellschaft mbH 
Grundversorger im Vertragsgebiet.  
 

(3) Die Bestimmung des Grundversorgers richtet sich 
nach den gesetzlichen Regelungen; derzeit ist die 
[einsetzen: Name des Grundversorgers] Grundver-
sorger im Vertragsgebiet.  
 

 

§ 2 
Grundstücksbenutzung 

 
(1) Die Gemeinde gestattet der REG, alle im Gemein-
degebiet gelegenen öffentlichen Verkehrswege (Stra-
ßen, Wege, Plätze und Brücken sowie die öffentlichen 
Gewässer), über die ihr das Verfügungsrecht zusteht, 
für ie Errichtung und den Betrieb von Leitungen zur 
Verteilung und Abgabe elektrischer Energie im Ge-
meindegebiet zu benutzen.  
 
 
 
Dieses Nutzungsrecht gilt auch für Leitungen, die 
nicht oder nur teilweise der Versorgung im Gemein-
degebiet dienen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
An den übrigen Bauwerken und Grundstücken der 
Gemeinde wird der REG ein entsprechendes Nut-
zungsrecht eingeräumt; über die Einzelheiten ist je-
weils eine gesonderte Vereinbarung zu treffen.  
 
 

§ 2 
Grundstücksbenutzung 

 
(1) Die Gemeinde gestattet dem EVU, alle im Ge-
meindegebiet gelegenen öffentlichen Verkehrswege 
(Straßen, Wege, Plätze und Brücken sowie die öffent-
lichen Gewässer), über die ihr das Verfügungsrecht 
zusteht, für die Errichtung und den Betrieb eines 
Elektrizitätsversorgungsnetzes der allgemeinen 
Versorgung zur Verteilung und Abgabe elektrischer 
Energie im Gemeindegebiet zu benutzen (qualifizier-
tes Wegenutzungsrecht).  
 
Dieses Nutzungsrecht gilt auch für Leitungen, die nicht 
oder nur teilweise der Errichtung und dem Betrieb 
eines Elektrizitätsversorgungsnetzes der allge-
meinen Versorgung im Gemeindegebiet dienen.  
 
Für die Benutzung öffentlicher Verkehrswege für 
sonstige Leitungen (einfaches Wegenutzungs-
recht), insbesondere Durchgangsleitungen und 
Direktleitungen, ist jeweils eine gesonderte Ver-
einbarung zu treffen.  
 
An den übrigen Bauwerken und Grundstücken der 
Gemeinde wird dem EVU ein Absatz 1 entsprechen-
des Nutzungsrecht eingeräumt; über die Einzelheiten 
ist jeweils eine gesonderte Vereinbarung zu treffen.  
 
 

 
 
 
Absatz 1 wurde an das gesetzliche 
Vorbild in § 46 Absatz 2 Satz 2 
EnWG angepasst. Dies gilt insbe-
sondere für die Unterscheidung der 
Einräumung eines qualifizierten und 
eines einfachen Wegenutzungs-
rechts. Die Gewährung einfacher 
Wegenutzungsrechte ist nicht Ge-
genstand des Muster-
Konzessionsvertrages, so dass es 
hierüber gesonderter Vereinbarun-
gen bedarf. Für diese Vereinbarung 
gelten die gesetzlichen Maßgaben 
in § 46 Absatz 1 EnWG.  
 
 
vgl. § 46 Absatz 1 EnWG 
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Leitungen im Sinne dieses Vertrages sind alle ober- 
und unterirdischen Stromverteilungsanlagen samt 
deren Zubehör, insbesondere Mess-, Steuer- und Te-
lekommunikationsleitungen und –anlagen. Für durch 
die REG neu zu errichtende Telekommunikationslei-
tungen, die nicht zum Netzbetrieb erforderlich sind, gilt 
das Telekommunikationsgesetz (TKG).  
 

 
vgl. § 2 Absatz 7 -neu- im kommu-
nalfreundlichen Konzessionsvertrag 

(2) Benötigt die REG zur Errichtung von Umspannan-
lagen, Schalt- und Transformatorenstationen sowie 
von Gebäuden (sonstige Anlagen) gemeindeeigene 
Grundstücksflächen, soll die Gemeinde diese entwe-
der an die REG zu ortsüblichen Preisen veräußern 
oder der REG aufgrund eines dinglichen Rechts ge-
gen eine angemessene Entschädigung zur Nutzung 
überlassen. Die hierbei anfallenden Kosten trägt die 
REG.  
 

(2) Benötigt das EVU zur Errichtung von Umspannan-
lagen, Schalt- und Transformatorenstationen sowie 
von Gebäuden (sonstige Anlagen) gemeindeeigene 
Grundstücksflächen, soll die Gemeinde diese entwe-
der an das EVU zu ortsüblichen Preisen veräußern 
oder dem EVU aufgrund eines dinglichen Rechts ge-
gen eine angemessene Entschädigung zur Nutzung 
überlassen. Die hierbei anfallenden Kosten trägt das 
EVU.  
 

 

(3) Für Leitungen, die nicht ausschließlich der Versor-
gung in der Gemeinde dienen, räumt die Gemeinde 
der REG auf deren Wunsch beschränkte persönliche 
Dienstbarkeiten ein. Die REG zahlt dabei an die Ge-
meinde eine einmalige Entschädigung in angemesse-
ner Höhe. Bei land- und forstwirtschaftlich genutzten 
Grundstücken sind dies die mit den Forstbehörden 
und Bauernverbänden vereinbarten Sätze. Die bei der 
Einräumung der Dienstbarkeiten anfallenden Kosten 
trägt die REG.  
 

(3) Für Leitungen gemäß Absatz 1 Satz 2 und 3, 
räumt die Gemeinde dem EVU auf deren Wunsch 
beschränkte persönliche Dienstbarkeiten ein. Das 
EVU zahlt dabei an die Gemeinde unter Berücksich-
tung des Grundstückswerts und des Grades der 
Beeinträchtigung des Grundstücks eine einmalige 
Entschädigung in angemessener Höhe. Bei land- und 
forstwirtschaftlich genutzten Grundstücken sind dies 
die mit den Forstbehörden und Bauernverbänden ver-
einbarten Sätze. Die bei der Einräumung der Dienst-
barkeiten anfallenden Kosten trägt das EVU.  
 
 
 
 
 
 

Satz 1 wurde die Änderungen in 
Absatz 1 angepasst. 
 
Satz 2 wurde konkretisiert. 
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(4) Beabsichtigt die Gemeinde, Grundstücke, auf de-
nen sich Leitungen oder sonstige Anlagen der REG 
befinden, an Dritte zu veräußern, wird die Gemeinde 
die REG rechtzeitig vor der Veräußerung hierüber 
unterrichten. Sofern Leitungen oder sonstige Anlagen 
der REG nicht bereits dinglich gesichert sind, bestellt 
die Gemeinde an diesen Grundstücken vor Veräuße-
rung auf Verlangen der REG zu deren Gunsten be-
schränkte persönliche Dienstbarkeiten. Abs. 2 Satz 2 
sowie Abs. 3 Sätze 2 bis 4 gelten entsprechend.  
 

(4) Beabsichtigt die Gemeinde, Grundstücke, auf de-
nen sich Leitungen oder sonstige Anlagen des EVU 
befinden, an Dritte zu veräußern, wird die Gemeinde 
das EVU rechtzeitig vor der Veräußerung hierüber 
unterrichten. Sofern Leitungen oder sonstige Anlagen 
des EVU nicht bereits dinglich gesichert sind, bestellt 
die Gemeinde an diesen Grundstücken vor Veräuße-
rung auf Verlangen des EVU zu dessen Gunsten be-
schränkte persönliche Dienstbarkeiten. Absatz 2 Satz 
2 sowie Absatz 3 Satz 2 bis 4 gelten entsprechend.  
 

 

(5) Soweit die Gemeinde einem Dritten die Führung 
von Leitungen in öffentlichen Verkehrsräumen bzw. 
über ihr Eigentum gestattet, wird sie dafür Sorge tra-
gen, dass sich dieser mit der REG über die Leitungs-
führung verständigt.  
 
Bei Näherungen, Kreuzungen usw. von Leitungen 
sollen die Kosten von Schutzmaßnahmen, Leitungs-
verlegungen usw. von demjenigen getragen werden, 
der seine Anlagen zuletzt errichtet oder ändert. Die 
Gemeinde wird sich bemühen, dies bei Abschluss von 
Verträgen mit Dritten sicherzustellen.  
 
Bei Leitungsbaumaßnahmen von Unternehmen, die 
zu 100 % im Eigentum der Gemeinde stehen, gelten 
hinsichtlich der Kostentragung ausschließlich die Re-
gelungen des § 5. Gleiches gilt für Leitungsbaumaß-
nahmen von Zweckverbänden, sofern der ausführen-
de Zweckverband die Erfüllung gemeindlicher Aufga-
ben übernommen hat und die betreffende Baumaß-
nahme ausschließlich der Versorgung in einer oder 
mehreren Gemeinden dient, mit welchen ein Konzes-
sionsvertrag mit der REG besteht.   
 

(5) Soweit die Gemeinde einem Dritten die Führung 
von Leitungen in öffentlichen Verkehrsräumen bzw. 
über ihr Eigentum gestattet, wird sie dafür Sorge tra-
gen, dass sich dieser mit dem EVU über die Leitungs-
führung verständigt.  
 
Bei Näherungen, Kreuzungen usw. von Leitungen sol-
len die Kosten von Schutzmaßnahmen, Leitungsverle-
gungen usw. von demjenigen getragen werden, der 
seine Anlagen zuletzt errichtet oder ändert. Die Ge-
meinde wird sich bemühen, dies bei Abschluss von 
Verträgen mit Dritten sicherzustellen.  
 
Bei Leitungsbaumaßnahmen von Unternehmen, die zu 
100 % im Eigentum der Gemeinde stehen, gelten hin-
sichtlich der Kostentragung ausschließlich die Rege-
lungen des § 6. Gleiches gilt für Leitungsbaumaßnah-
men von Zweckverbänden, sofern der ausführende 
Zweckverband die Erfüllung gemeindlicher Aufgaben 
übernommen hat und die betreffende Baumaßnahme 
ausschließlich der Versorgung in einer oder mehreren 
Gemeinden dient, mit welchen ein Konzessionsvertrag 
mit dem EVU besteht.   
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(6) Bei Vergabe von Wegebenutzungsrechten gem. § 
46 Abs. 1 EnWG an Dritte wird die Gemeinde zur 
Vermeidung von Wettbewerbsverzerrungen - soweit 
gesetzlich zulässig - den entsprechenden Vereinba-
rungen wirtschaftlich gleichwertige Bedingungen zug-
rundelegen, wie sie in diesem Vertrag vereinbart sind. 
Hierzu gehört insbesondere, dass die Zahlung der 
höchstzulässigen Konzessionsabgabe und eine Kos-
tentragungspflicht bei Änderung der Leitungen verein-
bart wird, welche die Gemeinde nicht ungünstiger als 
nach § 5 dieses Vertrages stellt.  
 

(6) Bei Vergabe von Wegebenutzungsrechten gemäß 
§ 46 Absatz 1 EnWG an Dritte wird die Gemeinde zur 
Vermeidung von Wettbewerbsverzerrungen - soweit 
gesetzlich zulässig - den entsprechenden Vereinba-
rungen wirtschaftlich gleichwertige Bedingungen zug-
rundelegen, wie sie in diesem Vertrag vereinbart sind. 
Hierzu gehört insbesondere, dass die Zahlung der 
höchstzulässigen Konzessionsabgabe und eine Kos-
tentragungspflicht bei Änderung der Leitungen verein-
bart wird, welche die Gemeinde nicht ungünstiger als 
nach § 6 dieses Vertrages stellt.  
 

 

 (7) Leitungen im Sinne dieses Vertrages sind alle 
ober- und unterirdischen Stromverteilungsanlagen 
samt deren Zubehör, insbesondere Mess-, Steuer- 
und Telekommunikationsleitungen und -anlagen. 
Für durch das EVU neu zu errichtende Telekom-
munikationsleitungen, die nicht zum Netzbetrieb 
erforderlich sind, gilt das Telekommunikationsge-
setz (TKG).  
 

vgl. § 2 Absatz 1 a. E. im EnBW- 
Konzessionsvertrag 

§ 3 
Konzessionsabgabe, Kommunalrabatt 

 
(1) Als Entgelt für die nach § 2 Abs. 1 eingeräumten 
Nutzungsrechte zahlt die REG an die Gemeinde Kon-
zessionsabgaben im gesetzlich jeweils höchstzulässi-
gen Umfang.  
 

§ 3 
Konzessionsabgabe, Kommunalrabatt 

 
(1) Als Entgelt für die nach § 2 Absatz 1 einge-

räumten Nutzungsrechte zahlt das EVU an die 
Gemeinde Konzessionsabgaben im gesetzlich 
jeweils höchstzulässigen Umfang.  
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(2) Bei der Bestimmung von Sonder- und Tarifkunden 
im Niederspannungsnetz sind die beiden Abgren-
zungskriterien nach § 2 Abs. 7 der Verordnung über 
Konzessionsabgaben für Strom und Gas (KAV) vom 
09.01.1992 n der Fassung vom 13.07.2005 kumulativ 
anzuwenden.  
 
 
 
Liefern Dritte im Wege der Durchleitung Strom an 
Letztverbraucher, so sind von der REG für diese Lie-
ferungen Konzessionsabgaben in der Höhe an die 
Gemeinde zu zahlen, wie sie die REG in vergleichba-
ren Fällen für Lieferungen durch verbundene oder 
assoziierte Unternehmen in diesem Konzessionsge-
biet zu zahlen hat. Diese Konzessionsabgaben wer-
den von der REG dem Netznutzungsentgelt hinzuge-
rechnet und dem Netznutzer in Rechnung gestellt.  
 
Wird ein Weiterverteiler über den öffentlichen Ver-
kehrsraum mit Strom beliefert, den er ohne Benutzung 
solcher Flächen an Letztverbraucher weiterleitet, hat 
die REG für dessen Belieferung Konzessionsabgaben 
in der Höhe an die Gemeinde zu zahlen, wie sie ohne 
Einschaltung des Weiterverteilers angefallen wären.  

(2) Bei der Bestimmung von Sonder- und Tarifkunden 
im Niederspannungsnetz sind die beiden Abgren-
zungskriterien nach § 2 Absatz 7 der Verordnung über 
Konzessionsabgaben für Strom und Gas (KAV) vom 
09.01.1992 in der Fassung vom 01.11.2006 kumulativ 
anzuwenden. Erfolgt bei einem Kunden keine re-
gistrierende Leistungsmessung, so gilt er als Ta-
rifkunde.  
 
Liefern Dritte im Wege der Durchleitung Strom an 
Letztverbraucher, so sind von dem EVU für diese Lie-
ferungen Konzessionsabgaben in der Höhe an die 
Gemeinde zu zahlen, wie sie das EVU in vergleichba-
ren Fällen für Lieferungen durch verbundene oder as-
soziierte Unternehmen in diesem Konzessionsgebiet 
zu zahlen hat. Diese Konzessionsabgaben werden 
von dem EVU dem Netznutzungsentgelt hinzugerech-
net und dem Netznutzer in Rechnung gestellt.  
 
Wird ein Weiterverteiler über den öffentlichen Ver-
kehrsraum mit Strom beliefert, den er ohne Benutzung 
solcher Flächen an Letztverbraucher weiterleitet, hat 
das EVU für dessen Belieferung Konzessionsabgaben 
in der Höhe an die Gemeinde zu zahlen, wie sie ohne 
Einschaltung des Weiterverteilers angefallen wären.  
 

In Satz 2 wird eine in der Vergan-
genheit oft zu Streit zwischen Ge-
meinden und Netzbetreibern füh-
rende Frage zur Auslegung des § 2 
Absatz 7 Satz 1 KAV  geklärt. 

(3) Auf die Konzessionsabgabenzahlungen an die 
Gemeinde werden von der REG vierteljährliche Ab-
schlagszahlungen in Höhe von jeweils 25 % des Vor-
jahresbetrages am Ende des abgelaufenen Quartals 
geleistet. Die Abrechnung der für ein Kalenderjahr zu 
bezahlenden Konzessionsabgaben erfolgt bis spätes-
tens Ende März des folgenden Jahres. Dabei sind die 
Abrechnung, die ihr zugrundegelegten Daten sowie 
deren Ermittlung nachvollziehbar darzustellen.  

(3) Auf die Konzessionsabgabenzahlungen an die 
Gemeinde werden von dem EVU vierteljährliche Ab-
schlagszahlungen in Höhe von jeweils 25 % des Vor-
jahresbetrages am Ende des abgelaufenen Quartals 
geleistet. Die Abrechnung der für ein Kalenderjahr zu 
bezahlenden Konzessionsabgaben erfolgt bis spätes-
tens Ende März des folgenden Jahres. Dabei sind die 
Abrechnung, die ihr zugrunde gelegten Daten sowie 
deren Ermittlung nachvollziehbar darzustellen.  
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(4) Die REG wird nach der Berechnung der Konzessi-
onsabgaben für jedes Kalenderjahr durch einen Wirt-
schaftsprüfer die Ordnungsmäßigkeit der Abrechnung 
für die REG insgesamt überprüfen und testieren las-
sen; eine Kopie des Testats ist der Gemeinde auf An-
forderung zu überlassen.  
 

(4) Das EVU wird nach der Berechnung der Konzessi-
onsabgaben für jedes Kalenderjahr durch einen Wirt-
schaftsprüfer auf eigene Kosten die Ordnungsmäßig-
keit der Abrechnung für das EVU insgesamt überprü-
fen und testieren lassen; eine Kopie des Testats ist 
der Gemeinde zu überlassen.  
 

Halbsatz 1 enthält eine Klarstellung 
im Sinne der Gemeinden. Die Frage 
der Kostentragung in diesem Punkt 
hat in der Praxis oft zu Meinungs-
verschiedenheiten zwischen EVU 
und Gemeinden geführt.  
 
Gemäß Halbsatz 2 ist das Testat  
stets beizufügen. 
 

(5) Die Gemeinde erhält einen Nachlass von 10 % auf 
den Rechnungsbetrag für Netznutzungsentgelte im 
Niederspannungsnetz, die sie für den Netzzugang von 
vollständig eigengenutzten Anlagen hinsichtlich des 
Strombezugs für den gemeindlichen Eigenverbrauch 
an die REG zu bezahlen hat.  
 

(5) Die Gemeinde erhält einen Nachlass von 10 % auf 
den Rechnungsbetrag für Netzentgelte im Nieder-
spannungsnetz, die sie für den Netzzugang von voll-
ständig eigengenutzten Anlagen sowie hinsichtlich 
der Stromabnahme für den gemeindlichen Eigen-
verbrauch (einschließlich des Eigenverbrauchs von 
Eigenbetrieben) an das EVU zu bezahlen hat. Das 
EVU weist den Nachlass auf der Rechnung geson-
dert aus. 
 

Klarstellung in Satz 1, dass auch 
der Eigenverbrauch von Eigenbe-
trieben der Rabattregelung unter-
liegt.  
 
Satz 2 enthält ein zwingendes ge-
setzliches Erfordernis gemäß § 3 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 KAV.  
 

§ 4 
Bau und Betrieb von Leitungen und Anlagen 

 
(1) Die REG errichtet die Leitungen und sonstigen 
Anlagen – zusammen im Folgenden „Verteilungsanla-
gen“ genannt - nach den allgemein anerkannten Re-
geln der Technik und hält diese in einwandfreiem, 
betriebsfähigem Zustand.  
 
Innerhalb im Zusammenhang bebauter Gebiete wird 
bei Neubaumaßnahmen sowie – im Rahmen koordi-
nierter Baumaßnahmen – bei Erneuerungen des Net-
zes eine Erdverkabelung durchgeführt, es sei denn, 
dass ein entsprechender Aufwand nach den Regulie-
rungsvorgaben in die Netznutzungsentgelte nicht ein-

§ 4 
Bau und Betrieb von Leitungen und Anlagen 

 
(1) Das EVU errichtet die Leitungen und sonstigen 
Anlagen – zusammen im Folgenden „Verteilungsanla-
gen“ genannt – nach den allgemein anerkannten Re-
geln der Technik und hält diese in einwandfreiem, be-
triebsfähigem Zustand.  
 
Innerhalb im Zusammenhang bebauter Gebiete wird 
bei Neubaumaßnahmen sowie – im Rahmen koordi-
nierter Baumaßnahmen – bei Erneuerungen des Net-
zes eine Erdverkabelung durchgeführt. Dies gilt nicht, 
wenn es für das EVU angesichts der Erlöse aus 
Netzentgelten wirtschaftlich unzumutbar ist, die 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Mehrkosten hat das EVU zu tragen, 
wenn ihm dies wirtschaftlich zumut-
bar ist. Ob diese Kosten in die 
Netzentgelte einkalkuliert werden 
können bzw. als nicht beeinflussbar 
im Sinne der Anreizregulierung gel-
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kalkuliert werden kann.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die REG wird die Verteilungsanlagen im Gemeinde-
gebiet so planen, errichten, instandhalten und betrei-
ben, dass eine sichere und wirtschaftliche Betriebs-
weise möglich ist. Dabei wird die REG die Belange 
des Umweltschutzes in angemessener Weise berück-
sichtigen.  
 

mit der Erdverkabelung verbundenen Mehrkosten 
zu tragen. In diesem Fall ist eine Erdverkabelung 
dennoch vorzunehmen, wenn die Gemeinde dies 
im begründeten Einzelfall fordert und tatsächliche 
Mehrkosten soweit ausgleicht, dass die Erdverka-
belung für das EVU wirtschaftlich zumutbar ist. 
Das EVU hat der Gemeinde zuvor den Mehrkos-
tenanteil nach Satz 3 verbindlich zu benennen. 
Hierzu legt das EVU der Gemeinde eine nachvoll-
ziehbare Kalkulation vor.  
 
Das EVU wird die Verteilungsanlagen im Gemeinde-
gebiet so planen, errichten, instandhalten und betrei-
ben, dass eine sichere und wirtschaftliche Betriebs-
weise möglich ist. Dabei wird das EVU die Belange 
des Umweltschutzes, insbesondere nach Maßgabe 
der geltenden naturschutz-, wasserhaushalts- so-
wie bau- und bodenschutzrechtlichen Bestimmun-
gen, in angemessener Weise berücksichtigen.  
 

ten, ist nicht entscheidend und hat 
allenfalls indizielle Bedeutung. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Konkretisierung  
 
 

(2) Die REG wird die Gemeinde rechtzeitig über be-
absichtigte Baumaßnahmen an den Verteilungsanla-
gen informieren, um damit der Gemeinde die Möglich-
keit zur Stellungnahme zu geben. Ebenso wird die 
Gemeinde die REG rechtzeitig über Planung und 
Durchführung von Baumaßnahmen unterrichten, die 
Einfluss auf vorhandene Verteilungsanlagen oder de-
ren Planung haben können. Sofern die durchzufüh-
renden Arbeiten der unaufschiebbaren Behebung von 
Störungen oder Schäden dienen, ist die Unterrichtung 
des jeweiligen Vertragspartners so rasch wie möglich 
nachzuholen.  
 

(2) Das EVU wird die Gemeinde rechtzeitig über be-
absichtigte Baumaßnahmen an den Verteilungsanla-
gen informieren, um damit der Gemeinde die Möglich-
keit zur Stellungnahme zu geben. Ebenso wird die 
Gemeinde das EVU rechtzeitig über Planung und 
Durchführung von Baumaßnahmen unterrichten, die 
Einfluss auf vorhandene Verteilungsanlagen oder de-
ren Planung haben können. Sofern die durchzufüh-
renden Arbeiten der unaufschiebbaren Behebung von 
Störungen oder Schäden dienen, ist die Unterrichtung 
des jeweiligen Vertragspartners so rasch wie möglich 
nachzuholen.  
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(3) Die REG wird vor der Errichtung neuer sowie vor 
Erweiterung und Änderung bestehender Verteilungs-
anlagen die Zustimmung der Gemeinde einholen, so-
weit öffentliche Verkehrswege oder sonstige 
Grundstücke der Gemeinde berührt werden. Die Zu-
stimmung kann nur versagt werden, wenn überwie-
gende öffentliche Interessen oder sonstige wesentli-
che Belange der Gemeinde entgegenstehen.  
 
Bei Baumaßnahmen geringen Umfangs (insbesonde-
re Baugruben zur Herstellung von Hausanschlüssen, 
Montage von Muffen oder Kabelschächten mit einer 
Grabenlänge von max. 50 m im öffentlichen Verkehrs-
raum) genügt eine rechtzeitige Anzeige bei der Ge-
meinde unter Angabe des Ausführungszeitpunkts und 
Vorlage eines Lageplans. Die Gemeinde kann der 
Ausführung unter den in Satz 2 genannten Vorausset-
zungen widersprechen.  
 
Die Gemeinde wird die REG bei der Trassenfindung 
und der Erlangung öffentlich-rechtlicher Genehmigun-
gen für den Bau von Verteilungsanlagen sowie beim 
Erwerb von Grundstücken oder Rechten an Grundstü-
cken Dritter im Gemeindegebiet unterstützen.  
 

(3) Das EVU wird vor der Errichtung neuer Vertei-
lungsanlagen die Zustimmung der Gemeinde einholen, 
soweit öffentliche Verkehrswege oder sonstige 
Grundstücke der Gemeinde berührt werden. Die Zu-
stimmung kann nur versagt werden, wenn überwie-
gende öffentliche Interessen oder sonstige wesentli-
che Belange der Gemeinde entgegenstehen.  
 
 
Bei Baumaßnahmen geringen Umfangs (insbesondere 
Baugruben zur Herstellung von Hausanschlüssen, 
Montage von Muffen oder Kabelschächten mit einer 
Grabenlänge von maximal 50 m im öffentlichen Ver-
kehrsraum) genügt eine rechtzeitige Anzeige bei der 
Gemeinde unter Angabe des Ausführungszeitpunkts 
und Vorlage eines Lageplans. Die Gemeinde kann der 
Ausführung unter den in Satz 2 genannten Vorausset-
zungen widersprechen.  
 
Die Gemeinde wird das EVU bei der Trassenfindung 
und der Erlangung öffentlich-rechtlicher Genehmigun-
gen für den Bau von Verteilungsanlagen sowie beim 
Erwerb von Grundstücken oder Rechten an Grundstü-
cken Dritter im Gemeindegebiet unterstützen.  
 

Die Streichung korrespondiert mit § 
6 Absatz 4 -neu- des kommunal-
freundlichen Konzessionsvertrages.  
 
 

(4) Die REG hat bei Bauarbeiten Entwässerungsanla-
gen, Anlagen zur Straßenbeleuchtung, Leitungen oder 
sonstige gemeindliche Anlagen nach Weisungen der 
Gemeinde zu sichern und wieder herzustellen. Die 
gleiche Verpflichtung trifft die Gemeinde hinsichtlich 
der Verteilungsanlagen der REG, die durch Arbeiten 
der Gemeinde an ihren Anlagen beeinträchtigt wer-
den. Satz 1 gilt entsprechend für Anlagen Dritter, die 
die Erfüllung gemeindlicher Aufgaben übernommen 
haben. Die Gemeinde stellt ihrerseits sicher, dass 

(4) Das EVU hat bei Bauarbeiten Entwässerungsanla-
gen, Anlagen zur Straßenbeleuchtung, Leitungen oder 
sonstige gemeindliche Anlagen nach Weisungen der 
Gemeinde zu sichern und wieder herzustellen. Die 
gleiche Verpflichtung trifft die Gemeinde hinsichtlich 
der Verteilungsanlagen des EVU, die durch Arbeiten 
der Gemeinde beeinträchtigt werden. Satz 1 gilt ent-
sprechend für Anlagen Dritter, die die Erfüllung ge-
meindlicher Aufgaben übernommen haben. Die Ge-
meinde stellt ihrerseits sicher, dass auch diese Dritten 

 



 
CMI. – Carbon Management International        11 von 33 
www.cminternational.de 

auch diese Dritten bei ihren Arbeiten betroffene Ver-
teilungsanlagen der REG entsprechend behandeln.  
 

bei ihren Arbeiten betroffene Verteilungsanlagen des 
EVU entsprechend behandeln.  
 

(5) Nach Beendigung der Bauarbeiten wird die REG 
die benutzten Grundstücke oder Bauwerke nach 
Maßgabe der jeweils allgemein anerkannten Regeln 
der Technik wieder in den vorherigen bzw. einen 
gleichwertigen Zustand versetzen oder wird, sofern 
die Gemeinde es wünscht, an Stelle der Wiederher-
stellung eine entsprechende Entschädigung leisten.  
 
 
 

(5) Nach Beendigung der Bauarbeiten wird das EVU 
die benutzten Grundstücke oder Bauwerke nach Maß-
gabe der jeweils allgemein anerkannten Regeln der 
Technik wieder in den vorherigen bzw. einen gleich-
wertigen Zustand versetzen oder wird, sofern die Ge-
meinde es wünscht, an Stelle der Wiederherstellung 
eine entsprechende Entschädigung leisten. Die Ent-
schädigung orientiert sich am Wert des Grund-
stücks oder Bauwerkes sowie dem Grad der Be-
einträchtigung des Grundstücks oder des Bauwer-
kes.  
 

 

Für die von der REG ausgeführten Bauarbeiten gilt 
eine Gewährleistungsfrist von fünf Jahren.  
 
Sie beginnt mit der Abnahme der wiederhergestellten 
Oberflächen durch die Gemeinde, spätestens jedoch 
1 Monat, nachdem der Gemeinde der Abschluss der 
Bauarbeiten mitgeteilt wurde.  

(6) Für die von dem EVU ausgeführten Bauarbeiten 
gilt eine Gewährleistungsfrist von fünf Jahren. Das 
EVU wird der Gemeinde den Abschluss der Bauar-
beiten unverzüglich schriftlich mitteilen. Sie be-
ginnt mit der Abnahme der wiederhergestellten Ober-
flächen durch die Gemeinde, über die ein schriftli-
ches und von beiden Seiten zu unterzeichnendes 
Protokoll zu anzufertigen ist. Die Frist beginnt spä-
testens jedoch einen Monat, nachdem der Gemeinde 
der Abschluss der Bauarbeiten mitgeteilt wurde.  
 
(7) Das EVU stellt der Gemeinde zum 31. März ei-
nes jeden Jahres eine Übersicht (Bauliste) aller im 
vorangegangenen Kalenderjahr durchgeführten 
und abgenommenen Baumaßnahmen im Gemein-
degebiet jeweils unter Nennung der ausführenden 
Firmen unentgeltlich zur Verfügung. Die Bauliste 
ist Grundlage für die gemeinsam vorzunehmende 
Kontrolle vor Ablauf der Gewährleistungsfrist. Die 
Kontrolle erfolgt frühestens sechs Monate vor 

Die Absätze 6 bis 8 regeln die Frage 
der Abnahme von und Gewährleis-
tung bei Baumaßnahmen. Sie die-
nen der Rechtssicherheit. 
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Fristablauf. 
 
(8) Kommt das EVU einer Aufforderung über aus-
zuführende Nachbesserungsarbeiten aus dem Er-
gebnis der Abnahme oder der Nachkontrolle zur 
Mängelbeseitigung nicht unverzüglich nach, ist die 
Gemeinde zur Mängelbeseitigung berechtigt. Das 
EVU hat die hierdurch entstehenden Kosten zu 
tragen. 
 

 (9) Falls die Herstellung von Verteilungsanlagen 
besondere Aufwendungen der Gemeinde in ihrem 
öffentlichen Verkehrsraum erfordert, hat das EVU 
den dadurch verursachten Mehraufwand zu tragen, 
soweit die Anlagen des EVU für den Mehraufwand 
ursächlich sind. 
 

Die Absätze 9 und 10 sind gängig in 
der Vertragspraxis zu Konzessions-
verträgen. Die Gemeinde soll von 
sämtlichen Mehrkosten, die aus 
dem Netzbetrieb oder sonstigen 
Maßnahmen des EVU folgen, befreit 
werden.  

 (10) Das EVU zahlt an die Gemeinde Verwaltungs-
kosten und -entgelte für Leistungen, die die Ge-
meinde auf Verlangen oder im Einvernehmen mit 
dem EVU zu deren Vorteil erbringt, soweit sie nicht 
bereits als mit der Konzessionsabgabezahlung 
abgegolten betrachtet werden müssen. Die Ge-
meinde beziffert ihren zusätzlichen Aufwand. Das 
EVU und die Gemeinde können einvernehmlich 
eine gesonderte Vereinbarung über Baumaßnah-
men geringen Umfangs gemäß Absatz 3 Unterab-
satz 2 treffen, nach der das EVU für derartige 
Baumaßnahmen einen angemessenen Verwal-
tungskostenbeitrag zahlt. 
 
 
 
 
 

vgl. § 3 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 
KAV 
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(6) Die REG führt ein Bestandsplanwerk über ihre in 
der Gemeinde vorhandenen Verteilungsanlagen nach 
einem in der Versorgungswirtschaft üblichen Stan-
dard. Sie stellt der Gemeinde jährlich eine aktualisier-
te Übersicht über die im Gemeindegebiet vorhande-
nen Verteilungsanlagen in der bei der REG vorhande-
nen Form unentgeltlich zur Verfügung. Soweit verfüg-
bar und gewünscht, werden die Daten auf Basis des 
aktuellen technischen Standards geliefert.  
 
Dies entbindet die Gemeinde allerdings nicht von ihrer 
Pflicht, vor der Ausführung von Bauarbeiten das Vor-
handensein sowie die genaue Lage von Verteilungs-
anlagen der REG im Arbeitsbereich bei dieser zu er-
heben. Im Übrigen erhält die Gemeinde auf Anfrage 
wie jeder Dritte Auskunft über den aktuellen Leitungs-
verlauf an einzelnen Punkten des Versorgungsnetzes.  
 

(11) Das EVU führt ein Bestandsplanwerk über seine 
in der Gemeinde vorhandenen Verteilungsanlagen 
nach einem in der Versorgungswirtschaft üblichen 
Standard. Es stellt der Gemeinde jährlich eine aktuali-
sierte Übersicht über die im Gemeindegebiet vorhan-
denen Verteilungsanlagen in der beim EVU vorhan-
denen Form unentgeltlich zur Verfügung. Soweit von 
der Gemeinde gewünscht, werden die Daten auf Ba-
sis des aktuellen technischen Standards geliefert.  
 
Dies entbindet die Gemeinde allerdings nicht von ihrer 
Pflicht, vor der Ausführung von Bauarbeiten das Vor-
handensein sowie die genaue Lage von Verteilungs-
anlagen des EVU im Arbeitsbereich bei dieser zu er-
heben. Im Übrigen erhält die Gemeinde auf Anfrage 
binnen [eines Monats] Auskunft über den aktuellen 
Leitungsverlauf an einzelnen Punkten des Versor-
gungsnetzes.  
 

 

(7) Die Gemeinde kann von der REG die Beseitigung 
endgültig stillgelegter Verteilungsanlagen verlangen, 
soweit diese Anlagen Maßnahmen der Gemeinde 
erschweren oder behindern.  
 

 Der bisherige Absatz 7 konnte ge-
strichen werden. Die maßgeblichen 
Regelungen zur Stilllegung von Ver-
teilungsanlagen sind nun gesondert 
im § 5 geregelt.  
 

 § 5 
Nicht genutzte Anlagen 

 
(1) Werden Verteilungsanlagen samt Zubehör ein-
schließlich Umspannstationen nicht mehr vom 
EVU genutzt (vorübergehende oder dauerhafte 
Stilllegung) und wird voraussichtlich eine Wieder-
inbetriebnahme der Anlagen oder Anlagenteile 
innerhalb von fünf Jahren seit Außerbetriebnahme 
durch das EVU nicht erfolgen, so kann die Ge-

 
 
 
Absatz 1 enthält den Grundsatz, 
dass die Gemeinde die Beseitigung 
von störenden Verteilanlagen ver-
langen kann, die das EVU stillgelegt 
hat und deren Wiederinbetriebnah-
me mittelfristig nicht zu erwarten ist.  
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meinde die Beseitigung dieser Anlagen auf Kosten 
des EVU verlangen, soweit diese Anlagen Maß-
nahmen der Gemeinde erschweren oder behin-
dern.  
 

 

 (2) Nicht genutzte Anlagen bleiben im Eigentum 
des EVU und gelten nicht als Grundstücksbe-
standteil. Das EVU hat alle Kosten zu übernehmen, 
die der Gemeinde durch das Vorhandensein dieser 
Anlagen oder Anlagenteile entstehen. Nicht ge-
nutzte Anlagen sind durch das EVU zu dokumen-
tieren und in dem Bestandsplanwerk gemäß § 4 
Absatz 11 Satz 1 anzugeben. 
 

Absatz 2 enthält eine eigentums-
rechtliche Regelung. Ferner wird 
dort bestimmt, dass das EVU sämt-
liche Mehrkosten, die der Gemeinde 
durch die Existenz von stillgelegten 
Anlagen oder Anlagenteilen entste-
hen, zu tragen hat. 

§ 5 
Änderung der Verteilungsanlagen 

 
(1) Die Gemeinde kann eine Änderung der Vertei-
lungsanlagen verlangen, sofern dies im öffentlichen 
Interesse der Gemeinde notwendig ist. Die Gemeinde 
wird die REG vor allen Maßnahmen, die eine Ände-
rung von Verteilungsanlagen notwendig machen, ver-
ständigen und ihr dadurch Gelegenheit zur Stellung-
nahme geben, damit die Änderungen zum beiderseiti-
gen Vorteil auf das durch das öffentliche Interesse 
gebotene Maß beschränkt werden und der angestreb-
te Zweck mit den für beide Seiten geringsten Aufwen-
dungen erreicht wird.  
 

§ 6 
Änderung der Verteilungsanlagen 

 
(1) Die Gemeinde kann eine Änderung der Vertei-
lungsanlagen verlangen, sofern dies im öffentlichen 
Interesse der Gemeinde notwendig ist. Die Gemeinde 
wird das EVU vor allen Maßnahmen, die eine Ände-
rung von Verteilungsanlagen notwendig machen, ver-
ständigen und ihm dadurch Gelegenheit zur Stellung-
nahme geben, damit die Änderungen zum beiderseiti-
gen Vorteil auf das durch das öffentliche Interesse 
gebotene Maß beschränkt werden und der angestreb-
te Zweck mit den für beide Seiten geringsten Aufwen-
dungen erreicht wird.  
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(2) Erfolgt die Änderung der Verteilungsanlagen auf 
Verlangen der Gemeinde, werden die Verlegungskos-
ten (Selbstkosten) wie folgt getragen:   
 
- Bei Anlagen, die noch nicht älter als 5 Jahre sind, 
trägt die REG 25 %, die Gemeinde 75 % der Kosten.  
 
- Die Kostentragungspflicht der REG erhöht sich je 
weiterem begonnenem Jahr um 5 Prozentpunkte, d. h. 
die Kosten der Verlegung von Anlagen, die älter als 
19 Jahre sind, trägt die REG in vollem Umfang.  
 
Erfolgt die Änderung der Verteilungsanlagen auf Ver-
anlassung der REG, so trägt die REG die entstehen-
den Kosten.  
 

(2) Das EVU trägt die entstehenden Kosten unab-
hängig davon, ob die Änderung der Verteilungsan-
lagen auf Veranlassung des EVU oder der Ge-
meinde erfolgt.  
 
oder 
 
(2) Erfolgt die Änderung der Verteilungsanlagen auf 
Verlangen der Gemeinde, werden die Verlegungskos-
ten (Selbstkosten) wie folgt getragen: 
 
- Bei Anlagen, die noch nicht älter als 5 Jahre sind, 

trägt das EVU 25 %, die Gemeinde 75 % der Kos-
ten.  

 
- Die Kostentragungspflicht des EVU erhöht sich je 

weiteren begonnenen Jahr um 15 Prozentpunkte 
bis auf 100 Prozentpunkte, d. h. die Kosten der 
Verlegung von Anlagen, die älter als 9 Jahre sind, 
trägt das EVU in vollem Umfang.  

 
Erfolgt die Änderung der Verteilungsanlagen auf Ver-
anlassung des EVU, so trägt das EVU die entstehen-
den Kosten.  
 
 
 
 
 

Textalternative zu Absatz 2: 
 
Die erste Textalternative ist für die 
Gemeinde vorteilhafter, da das EVU 
in diesem Fall stets die Folgekosten 
trägt, unabhängig davon, wer die 
Änderungen an den Verteilungsan-
lagen veranlasst hat. Sie wird im 
Strombereich zum Teil so verein-
bart. Akzeptiert der Netzbetreiber 
diese Folgekostenregelung nicht, 
kann auf die zweite Textalternative 
zurückgegriffen werden.  
 
In der zweiten Textalternative wurde 
in Absatz 2 Spiegelstrich 2 die Auf-
teilung von Folgekosten im Ver-
gleich zum EnBW-Konzessions-
vertrag zugunsten der Gemeinde 
verändert. Das EVU hat für Anla-
gen, die neun oder mehr Jahre alt 
sind, Folgekosten in vollem Umfang 
zu tragen. Bis zu diesem Zeitpunkt 
erfolgt eine zeitlich gestaffelte, an-
teilige Kostentragung zwischen EVU 
und Gemeinde.  
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Hat die Gemeinde Ersatzansprüche gegenüber Dritten 
oder leisten Dritte Zuschüsse, sind diese zur Minde-
rung der Änderungskosten zu verwenden, soweit dies 
mit der Zweckbestimmung der geleisteten Zuschüsse 
in Einklang steht. Die Kostenerstattungsregelung für 
Sanierungsgebiete gemäß § 150 Baugesetzbuch 
bleibt unberührt. Bei dinglich gesicherten Verteilungs-
anlagen gilt die gesetzliche Folgekostenregelung (§ 
1023 BGB).  
 

Hat die Gemeinde Ersatzansprüche gegenüber Dritten 
oder leisten Dritte Zuschüsse, sind diese zur Minde-
rung der Änderungskosten zu verwenden, soweit dies 
mit der Zweckbestimmung der geleisteten Zuschüsse 
in Einklang steht. Die Kostenerstattungsregelung für 
Sanierungsgebiete gemäß § 150 Baugesetzbuch 
bleibt unberührt. Bei dinglich gesicherten Verteilungs-
anlagen gilt die gesetzliche Folgekostenregelung ge-
mäß § 1023 BGB.  
 

 

(3) Wenn nicht dinglich gesicherte Verteilungsanlagen 
auf Grundstücken Dritter infolge planerischer Festle-
gungen der Gemeinde (z.B. bei der Aufstellung eines 
Bebauungsplans) verlegt werden müssen, findet Abs. 
2 entsprechend Anwendung.  

(3) Wenn nicht dinglich gesicherte Verteilungsanlagen 
auf Grundstücken Dritter infolge planerischer Festle-
gungen der Gemeinde (z.B. bei der Aufstellung eines 
Bebauungsplans) verlegt werden müssen, findet Ab-
satz 2 entsprechend Anwendung.  
 

 

 (4) Im Falle der Erweiterung oder Änderung von 
Verteilungsanlagen gilt § 4 Absatz 3 entsprechend. 
 
 
 
 
 
 
 
 

Das EVU muss auch bei Erweite-
rung oder Änderung bestehender 
Verteilungsanlagen die Zustimmung 
der Gemeinde einzuholen, soweit 
öffentliche Verkehrswege oder 
sonstige Grundstücke der Gemein-
de berührt werden. Diese Zustim-
mung kann die Gemeinde nur in 
Ausnahmefällen verweigern. 
 

§ 6 
Haftung 

 
Die REG haftet der Gemeinde oder Dritten nach den 
gesetzlichen Bestimmungen für Schäden, die bei der 
Errichtung, Änderung, Entfernung oder dem Betrieb 
von Verteilungsanlagen der REG entstehen. Soweit 
es hierbei auf ein Verschulden der REG ankommt, 
wird die REG nur dann von der Haftung frei, wenn sie 

§ 7 
Haftung 

 
Das EVU haftet der Gemeinde oder Dritten nach den 
gesetzlichen Bestimmungen für Schäden, die bei der 
Errichtung, Änderung, Entfernung oder dem Betrieb 
von Verteilungsanlagen des EVU entstehen. Soweit 
es hierbei auf ein Verschulden des EVU ankommt, 
wird das EVU nur dann von der Haftung frei, wenn es 
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fehlendes Verschulden nachweist.  
 
Die REG wird die Gemeinde von etwaigen Ansprü-
chen Dritter nach Satz 1 freistellen. Die Gemeinde 
wird die Behandlung dieser Ansprüche mit REG ab-
stimmen. Die Gemeinde haftet der REG nach den 
gesetzlichen Bestimmungen für Beschädigungen ihrer 
Verteilungsanlagen, wenn ihr ein Verschulden nach-
gewiesen wird; die Ersatzpflicht für die Wiederherstel-
lung der beschädigten Anlagen ist auf die dafür ent-
stehenden Selbstkosten beschränkt.  
 

fehlendes Verschulden nachweist.  
 
Das EVU wird die Gemeinde von etwaigen Ansprü-
chen Dritter nach Satz 1 freistellen. Die Gemeinde 
wird die Behandlung dieser Ansprüche mit dem EVU 
abstimmen. Die Gemeinde haftet dem EVU nach den 
gesetzlichen Bestimmungen für Beschädigungen sei-
ner Verteilungsanlagen, wenn ihr ein Verschulden 
nachgewiesen wird; die Ersatzpflicht für die Wieder-
herstellung der beschädigten Anlagen ist auf die dafür 
entstehenden Selbstkosten beschränkt.  
 

§ 7 
Zusammenarbeit mit der Gemeinde 

 
(1) Gemeinde und REG messen der Versorgungssi-
cherheit, dem Umweltschutz, der rationellen Energie-
verwendung und dem verstärkten Einsatz von erneu-
erbaren Energien eine hohe Bedeutung bei.  
(2) Die REG wird die Gemeinde bei der Erstellung von 
kommunalen Energiekonzepten unterstützen. Sie wird 
die erforderlichen Daten zur Verfügung stellen. Wenn 
die Gemeinde die Erstellung eines kommunalen 
Energiekonzepts beauftragt, ist die REG nach Ab-
stimmung bereit, hierfür im Rahmen des konzessions-
abgabenrechtlich Zulässigen einen Zuschuss zu ge-
währen.  
 
(3) Die Eigenerzeugung von Strom durch die Gemein-
de wird dort, wo sie ökologisch und wirtschaftlich 
sinnvoll ist, von der REG unterstützt.  
Die REG verpflichtet sich, den von der Gemeinde oder 
von Dritten durch erneuerbare Energieträger erzeug-
ten Strom abzunehmen und entsprechend der gesetz-
lichen Regelungen zu vergüten. Dies gilt auch für 

 
 

 
 
 
Die gestrichenen Regelungen finden 
sich in ähnlicher Form, allerdings 
detaillierter in den §§ 8 und 9 -neu- 
des kommunalfreundlichen Konzes-
sionsvertrages wieder. 
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Strom aus Anlagen mit Kraft-Wärme-Kopplung.  
 
(4) Über die partnerschaftliche Zusammenarbeit im 
Rahmen dieses Vertrages hinaus wird der Gemeinde 
das auf kommunale Partner ausgerichtete 
Dienstleistungs-Angebot des EnBW-Konzerns zur 
Verfügung stehen. Die REG wird auf Wunsch der 
Gemeinde entsprechende Angebote der EnBW-
Konzerngesellschaften vermitteln.  
 
 § 8 

Förderung dezentraler Stromerzeugung 
 
(1) Das EVU sowie die Gemeinde bekennen sich 
zur Förderung der dezentralen Erzeugung von 
Strom aus Erneuerbaren Energien im Sinne des 
Erneuerbare-Energien-Gesetzes (EEG) sowie von 
Strom aus Kraft-Wärme-Kopplung im Sinne des 
Kraft-Wärme-Kopplungsgesetzes (KWKG). 
 
(2) Das EVU und die Gemeinde entwickeln ge-
meinsam für das Gemeindegebiet ein Konzept, um 
Bürger, Bürgerinnen und Unternehmen über die 
Möglichkeiten dezentraler Stromerzeugung im 
Sinne des Absatzes 1 zu informieren, und setzen 
dieses Konzept um. Eine erstmalige Information 
der Bürger, Bürgerinnen und Unternehmen erfolgt 
im zweiten Jahr der Vertragslaufzeit und anschlie-
ßend regelmäßig in angemessenen Abständen. Die 
Bürger, Bürgerinnen und Unternehmen sind ins-
besondere über ihre gesetzlichen Rechte nach 
Absatz 1, öffentliche und private Förderungen so-
wie über alle notwendigen Schritte zu Errichtung 
und Betrieb von dezentralen Stromerzeugungsan-
lagen zu informieren.  

 
 
 
Absatz 1 enthält den Grundsatz. 
 
 
 
 
 
 
In Absatz 2 sind konkrete Verfah-
rensschritte zur Umsetzung dieses 
Grundsatzes vorgesehen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Mit Absatz 3 wird eine Anlaufstelle 
für Bürger, Bürgerinnen und Unter-
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(3) Bürger, Bürgerinnen und Unternehmen, die die 
Errichtung einer dezentralen Stromerzeugungsan-
lagen planen, können im Falle von Meinungsver-
schiedenheiten mit dem EVU zu Fragen des Netz-
anschlusses, den damit verbundenen Kosten oder 
des Netzzuganges eine „kommunale Schlich-
tungsstelle für Fragen der dezentralen Stromer-
zeugung in [NAME DER GEMEINDE]“ anrufen. Die 
kommunale Schlichtungsstelle setzt sich aus ei-
nem Obmann und zwei Beisitzern zusammen, die 
für eine gewisse Dauer oder für einzelne Schlich-
tungsverfahren benannt werden können. Dem EVU 
und der Gemeinde steht jeweils das Benennungs-
recht für einen Beisitzer zu. Den Obmann, der un-
abhängiger Energieberater sein soll, benennen das 
EVU und die Gemeinde gemeinsam. Können sich 
das EVU und die Gemeinde nicht binnen 14 Tagen 
nach Anrufung der kommunalen Schlichtungsstel-
le auf einen Obmann einigen, wird der oder die 
Vorsitzende der Clearingstelle EEG des Bundes 
vom EVU oder der Gemeinde ersucht, einen ge-
eigneten Obmann zu benennen. Die Gemeinde 
stellt kostenlos Räumlichkeiten für Beratungen 
und mündliche Verhandlungen der kommunalen 
Schlichtungsstelle zur Verfügung. Das EVU und 
die Gemeinde erstatten dem Obmann und den Bei-
sitzern notwendige Auslagen und leisten einen 
angemessenen Aufwendungsersatz. 
 
(4) Die Gemeinde plant auf öffentlichen Gebäuden 
Flächen für die Errichtung und den Betrieb von 
Photovoltaikanlagen [und Solarthermieanlagen] 
bereitzustellen, die von Bürgern, Bürgerinnen und 
Unternehmen finanziert und betrieben werden 

nehmen geschaffen, die bei Mei-
nungsverschiedenheiten mit dem 
EVU vermittelnd tätig wird. Dadurch 
soll sichergestellt werden, dass 
Netznutzer im Falle einer ablehnen-
den Haltung des EVU zu Netzzu-
gang oder Netzanschluss zunächst 
einen für sie kostenfreien außerge-
richtlichen Weg der Streitbeilegung 
einschlagen können.  
 
Die Bestimmung des Obmanns ge-
mäß Absatz 3 Satz 4 könnte alter-
nativ durch den Präsidenten oder 
die Präsidentin des Bundesamtes 
für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle 
(BAFA) erfolgen.  
 
Die Kostenteilung zwischen EVU 
und Gemeinde hinsichtlich des Auf-
wandes des Obmanns und der Bei-
sitzer bewegt sich konzessionsab-
gabenrechtlich in einer Grauzone. 
Es besteht deshalb ein rechtliches 
Risiko, dass diese Regelung un-
wirksam ist; die übrigen Bestim-
mungen in Absatz 3 wären davon 
jedoch nicht betroffen.  
 
Nach Absatz 4 sind das EVU und 
die Gemeinde verpflichtet, Bürger, 
Bürgerinnen und Unternehmen über 
geplante Bürgersolaranlagen zu 
informieren. Das EVU soll bei der 
Gestaltung und Umsetzung derarti-
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(sog. Bürgersolaranlagen). Das EVU und die Ge-
meinde informieren Bürger, Bürgerinnen und Un-
ternehmen im Gemeindegebiet über geplante Bür-
gersolaranlagen. Das EVU bringt sein energiewirt-
schaftliches Know-How bei der Konzeption und 
Umsetzung von Bürgersolaranlagen ein. Die Ge-
meinde informiert die Bürger, Bürgerinnen und 
Unternehmen über realisierte Bürgersolaranlagen-
Projekte im Gemeindegebiet. 
 
(5) Das EVU informiert die Gemeinde bis spätes-
tens zum [31. März] eines jeden Jahres über die 
Entwicklung der dezentralen Stromerzeugung ge-
mäß Absatz 1 im jeweiligen Vorjahr. Der Bericht 
gibt insbesondere Aufschluss über  
1. die Zahl der Anschlüsse und Neuanschlüsse 

von Stromerzeugungsanlagen gemäß Ab-
satz 1,  

2. die installierte Netzanschlussleistung der 
Stromerzeugungsanlagen gemäß Absatz 1, 

3.  den Umfang der Stromerzeugung und -
einspeisung gemäß Absatz 1 in Kilowattstun-
den pro Jahr,  

4.  den Anteil des dezentral erzeugten Stroms 
gemäß Absatz 1 an der Gesamtstrommenge 
im örtlichen Elektrizitätsversorgungsnetz der 
allgemeinen Versorgung sowie  

5. drohende Netzengpässe im örtlichen Strom-
verteilnetz,  

6.  die Entwicklung beim Einsatz intelligenter 
Stromzähler, 

7.  die Entwicklung der Netzintelligenz. 
Die Angaben gemäß Satz 2 Nummer 1 bis 3 werden 
nach den eingesetzten Erneuerbaren Energien im 
Sinne des Erneuerbare-Energien-Gesetzes bzw. 

ger Projekte aktiv mitwirken. Die 
Gemeinde informiert Bürger, Bürge-
rinnen und Unternehmen über reali-
sierte Projekte. 
 
 
 
 
 
 
Absatz 5 enthält eine einseitige In-
formationspflicht des EVU an die 
Gemeinde, über die Entwicklung der 
dezentralen Stromerzeugung im 
Gemeindegebiet. Die so gewonne-
nen Informationen können der Ge-
meinde in politischen Entschei-
dungsprozessen als Grundlage die-
nen. Ferner geben sie Aufschluss 
darüber, ob und in welchem Umfang 
Informationskampagnen nach den 
Absätzen 2 und 4 Wirkung zeigen.  
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nach den zuschlagsberechtigten Anlagentypen im 
Sinne des Kraft-Wärme-Kopplungsgesetzes aufge-
schlüsselt.  
 

 § 8a 
Konzepte zur Elektromobilisierung 

 
(1) Das EVU und die Gemeinde beabsichtigen, 
Möglichkeiten zur Elektromobilisierung zu ermit-
teln und entsprechende Konzepte umzusetzen, 
soweit dies technisch möglich und wirtschaftlich 
zumutbar ist. 
 
(2) Das EVU legt der Gemeinde zu diesem Zweck 
spätestens [im zweiten Jahr der Vertragslaufzeit] 
ein Konzept zur Einrichtung von öffentlichen 
Stromsteckdosen mit intelligentem Abrechnungs-
modus für den ruhenden Verkehr im Gemeindege-
biet vor, mittels derer Batterien von PKW als Netz-
puffer für Erneuerbare Energien oder sonstige 
Leistungsspitzen verwendet werden können.  
 

 
 
 
Die Vorschrift bietet die Grundlage 
für die Erprobung und Umsetzung 
von Konzepten zur Elektromobilisie-
rung. Da diese Entwicklung noch 
am Anfang steht, enthält die Vor-
schrift keine technischen Detailrege-
lungen, sondern beschränkt sich auf 
den konzeptionellen Bereich sowie 
auf Verfahrensregelungen. 
 

 § 9 
Steigerung der Energieeffizienz 

 
(1) Das EVU wird die Gemeinde bei der Erstellung 
von kommunalen Energiekonzepten unterstützen. 
Es wird hierfür die erforderlichen Daten zur Verfü-
gung stellen. Wenn die Gemeinde die Erstellung 
eines kommunalen Energiekonzepts beauftragt, ist 
das EVU nach Abstimmung bereit, hierfür im Rah-
men des konzessionsabgabenrechtlich Zulässigen 
einen Zuschuss zu gewähren.  
 
(2) Das EVU berät die Netznutzer im Gemeindege-

 
 
 
Absatz 1 enthält eine übliche Rege-
lung in Konzessionsverträgen (vgl. 
den bisherigen § 7 Absatz 2 im 
EnBW-Konzessionsvertrag).  
 
 
 
 
 
Absatz 2 enthält eine Informations-
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biet über Möglichkeiten der Einsparung und des 
effizienten Verbrauchs von Strom. Das EVU erstat-
tet der Gemeinde hierüber jährlich zusammen mit 
der Jahresendabrechnung über die Konzessions-
abgabe Bericht. 
 
(3) Das EVU verpflichtet sich, mit der Gemeinde 
über die gemeinsame Umsetzung von wirtschaftli-
chen Projekten zur Steigerung der Energieeffizienz 
bei der Stromnutzung zu verhandeln.  
 
(4) Das EVU verpflichtet sich, pro Jahr der Ver-
tragslaufzeit die im örtlichen Elektrizitätsversor-
gungsnetz der allgemeinen Versorgung anfallen-
den Leitungsverluste durchschnittlich um [0,5] 
Prozent im Verhältnis zu der jeweils jährlich trans-
portierten Strommenge zu mindern. Das EVU legt 
der Gemeinde 
1.  15 Monate nach Vertragsbeginn, 
2.  sieben Jahre nach Vertragbeginn, 
3.  drei Monate nach Vertragsende  
jeweils einen Bericht über die im Vorjahr beste-
henden Leitungsverluste im örtlichen Elektrizitäts-
versorgungsnetz der allgemeinen Versorgung vor. 
Die Berichte nach Satz 2 Nummer 1 und 3 sind von 
einem [Wirtschaftsprüfer/Umweltgutachter] zu tes-
tieren. 
 
(5) Das EVU wird den Netzkunden für Wärmestrom, 
also aus dem Elektrizitätsversorgungsnetz der 
allgemeinen Versorgung entnommenen Strom für 
den Betrieb von Nachtspeicherheizungen oder 
Wärmepumpen, keine gesonderten Netzentgelte in 
Rechnung stellen oder solche Netzentgelte bei der 
Regulierungsbehörde beantragen. Satz 1 gilt nicht 

pflicht des EVU. 
 
 
 
 
 
Absatz 3 enthält eine Mitwirkungs-
pflicht des EVU.  
 
 
 
Nach Absatz 4 ist das EVU zur Min-
derung von Leitungsverlusten ver-
pflichtet. Das Minderungsziel von 
0,5 % pro Jahr ist nicht fachlich er-
mittelt. Ohnehin werden das Alter 
und der technische Stand des Net-
zes bei der Verhandlung über das 
Minderungsziel zu berücksichtigen 
sein. Das EVU legt zu den Lei-
tungsverlusten einen Status-, Zwi-
schen- und Endbericht vor. 
 
 
 
 
 
 
Gemäß Absatz 5 ist dem EVU un-
tersagt, für Wärmestrom gesonderte 
(niedrigere) Stromnetzentgelte zu 
beantragen und in Rechnung zu 
stellen. Dieses Verbot gilt jedoch 
nicht für effiziente Wärmepumpen. 
Die Bundesnetzagentur genehmigt 
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für effiziente Wärmepumpen, die nachweislich die 
Anforderungen nach den Nummern III.1 und III.2 
der Anlage zum Erneuerbare-Energien-
Wärmegesetz erfüllen. 
 

derzeit noch – entgegen dem Wort-
laut der Stromnetzentgeltverord-
nung – gesonderte Netzentgelte für 
Wärmestrom. 
 

§ 8 
Vertragsdauer 

 
 
Dieser Vertrag beginnt am ............. und endet am 
............... (20 Jahre).  
Drei Jahre vor Vertragsablauf steht beiden Vertrags-
partnern das Recht zu, innerhalb der nächsten drei 
Monate die Aufnahme von Verhandlungen über et-
waige Neuregelungen des vertraglichen Verhältnisses 
zu verlangen.  
 
 
 
 
 
 
Die Gemeinde ist zum gleichen Zeitpunkt berechtigt, 
von der REG anhand von Plänen Aufschluss über 
Bestand und Umfang der Verteilungsanlagen für die 
allgemeine Versorgung zu erhalten. Der Auskunftsan-
spruch umfasst insbesondere ein aktuelles Mengen-
gerüst der vorhandenen Verteilungsanlagen (mit An-
gabe von Alter, Material und Abmessungen), eine 
fortgeschriebene Aufstellung der für diese Anlagen 
vereinnahmten Anschlussbeiträge und Baukostenzu-
schüsse, ein Verzeichnis der der örtlichen Versorgung 
dienenden Grundstücke der REG sowie ein Konzept 
zur Netztrennung.  

§ 10 
Vertragsdauer, Verhandlungspflicht und Kündi-

gungsrecht 
 

(1) Dieser Vertrag beginnt am ............. und endet am 
............... (20 Jahre).  
(2) Drei Jahre vor Vertragsablauf steht beiden Ver-
tragspartnern das Recht zu, innerhalb der nächsten 
drei Monate die Aufnahme von Verhandlungen über 
etwaige Neuregelungen des vertraglichen Verhältnis-
ses zu verlangen. 
 
(3) Die Gemeinde kann den Vertrag mit einer Frist 
von zwei Jahren zum Ablauf des zehnten Jahres 
der Vertragslaufzeit kündigen. Die Kündigung be-
darf der Schriftform. Absatz 2 findet keine Anwen-
dung. 
 
 

 
Anpassung der Überschrift  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
In Absatz 3 ist ein einseitiges Kün-
digungsrecht der Gemeinde zur 
Hälfte der Vertragslaufzeit vorgese-
hen. Eines besonderen Kündi-
gungsgrundes bedarf die Gemeinde 
nicht. Dieses vorzeitige Kündigungs-
recht der Gemeinde verstärkt den 
Einfluss der Gemeinde auf das 
EVU, was die Einhaltung und Um-
setzung der vereinbarten vertragli-
chen Regelungen während der Ver-
tragslaufzeit anbelangt.  
 
Wegen der Streichung vgl. § 12    -
neu- im kommunalfreundlichen 
Konzessionsvertrag. 
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 § 11 
Ankaufsrecht während der Vertragslaufzeit 

 
(1) Sollte das EVU während der Vertragslaufzeit 
das Eigentum an allen oder einzelnen Versor-
gungsanlagen, wie sie in § 13 Absatz 1 benannt 
sind, an einen Dritten übertragen wollen, so hat es 
dies der Gemeinde mindestens sechs Monate im 
Voraus schriftlich anzuzeigen. 
(2) Sind der Dritte und das EVU keine verbundenen 
Unternehmen im Sinne der §§ 15 ff. des Aktienge-
setzes, steht der Gemeinde ein Ankaufsrecht ent-
sprechend § 13 zu. Die Vertragspartner regeln in 
diesem Fall die Nutzungsrechte des EVU an den 
Verteilanlagen bis zum Vertragsablauf in einer ge-
sonderten Vereinbarung. 
 
(3) Die vorstehenden Absätze gelten entsprechend 
auch für eine Abfolge von Kaufverträgen oder 
sonstigen Verträgen, die auf die Übereignung der 
in Absatz 1 genannten Versorgungsleitungen ge-
richtet sind. 
 

 
§ 13 regelt die Modalitäten einer 
Netzübernahme nach Ablauf des 
geltenden Konzessionsvertrages. 
Sollte das EVU jedoch bereits wäh-
rend der Vertragslaufzeit das Eigen-
tum an den Verteilanlagen an einen 
Dritten übertragen wollen, so muss 
sichergestellt sein, dass die Ge-
meinde durch die Ausübung eines 
Ankaufsrechts einen endgültigen 
Eigentumsverlust verhindern kann.  
 
Gemäß Absatz 1 hat das EVU im 
Falle einer geplanten Veräußerung 
diesen Umstand der Gemeinde 
rechtzeitig vorher schriftlich anzu-
zeigen.  
 
In Absatz 2 ist geregelt, dass das 
EVU, soweit es an einen Dritten, der 
nicht zum selbigen Konzernverbund 
gehört, veräußern möchte, die Ver-
sorgungsanlagen an die Gemeinde 
zu verkaufen hat, wenn die Ge-
meinde dies wünscht. In diesem Fall 
wird die Gemeinde noch während 
der Vertragslaufzeit Eigentümer und 
das EVU bzw. der Dritte lediglich 
Besitzer. Die Einzelheiten des so 
entstehenden Besitzmittlungsver-
hältnisses sind in einer gesonderten 
Vereinbarung zu regeln.  
 
Beabsichtigt das EVU, das Eigen-
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tum innerhalb des Konzernverbun-
des zu übertragen, so greift die Re-
gelung in § 14 Absatz 1 des kom-
munalfreundlichen Konzessionsver-
trages ein (vgl. dort). 
  
In Absatz 3 wird klargestellt, dass 
durch eine Abfolge von mehreren 
Kaufverträgen oder ähnlichen Ver-
trägen das Ankaufsrecht der Ge-
meinde nicht umgangen werden 
kann. 

 § 12 
Informationspflichten zu Netzeckdaten 

 
(1) Das EVU stellt der Gemeinde die in Absatz 2 
genannten Unterlagen und Daten bezogen auf den 
Vertragsbeginn sowie den siebten, vierzehnten 
sowie 17. Jahrestag des Vertragsbeginns unent-
geltlich zur Verfügung.  
 
(2) Die Informationspflicht umfasst: 
1. Pläne, die Aufschluss über Bestand und 
Umfang der Verteilungsanlagen für die allgemeine 
Versorgung im Gemeindegebiet geben, insbeson-
dere ein aktuelles Mengengerüst der vorhandenen 
Verteilungsanlagen (mit Angabe von Alter, Material 
und Abmessungen). 
2.  Eine Aufstellung über die Anschaffungs- 
und Herstellungskosten zum Zeitpunkt der erstma-
ligen Aktivierung, aufgegliedert nach einzelnen 
Anlagegegenständen mit netzkalkulatorischen 
Nutzungsdauern und Anschaffungsjahr, sowie den 
gegenwärtigen Stand der Abschreibungen hierauf. 
3.  Eine Aufstellung über die Messeinrichtun-

 
Anders als im EnBW-Konzessions-
vertrag wird der Gemeinde in Ab-
satz 1 nicht nur ein einmaliges In-
formationsrecht über die wesentli-
chen Netzdaten zum Ablauf des 
Konzessionsvertrages, sondern ein 
fortlaufendes Informationsrecht ent-
sprechenden Inhalts gewährt.  
 
Die in Absatz 2 genannten Informa-
tionen sind notwendig, um zu ermit-
teln, welche wirtschaftlichen Folgen 
die Übernahme des Netzes zu den 
jeweiligen Zeitpunkten hätte. Dies 
kann für die politische Entscheidung 
über eine mögliche Kommunalisie-
rung des Netzbetriebes oder aber 
für die Entscheidung eines dritten 
Energieversorgungsunternehmens, 
ein Angebot für die Stromkonzessi-
on abzugeben, erforderlich sein.  
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gen, die im Eigentum des EVU stehen und der 
Messung von Energieentnahmen von Anschluss-
nutzern aus dem Elektrizitätsnetz der allgemeinen 
Versorgung dienen. 
4. Eine Aufstellung über die Stromentnahmen 
von Tarifkunden sowie Sondervertragskunden im 
Sinne der Konzessionsabgabenverordnung, je-
weils unter Ausweisung der Kundenanzahl, der 
Erlöse aus Netzentgelten, Konzessionsabgabe und 
Steuern, getrennt nach den Bedarfsgruppen Haus-
halt und Gewerbe, jeweils bezogen auf das letzte 
Abrechnungsjahr.  
5. Eine fortgeschriebene Aufstellung der für 
diese Anlagen vereinnahmten und nicht aufgelös-
ten Anschlussbeiträge und Baukostenzuschüsse 
(einschließlich Eingangsjahren). 
6. Ein Verzeichnis der Grundstücke sowie 
grundstücksgleichen Rechte des EVU, die der ört-
lichen Versorgung dienen. 
7.  Ein Konzept für die Netztrennung. 
 
Eine Information zu Satz 1 Nummer 7 ist nur im 
Rahmen der Informationspflicht im siebten und im 
17. Jahr der Vertragslaufzeit notwendig. 
 
(3) Die Übergabe der Daten erfolgt spätestens je-
weils drei Monate nach den in Absatz 1 genannten 
Stichtagen. Die Übergabe kann auch in elektroni-
scher Form erfolgen, wenn die Daten so formatiert 
sind, dass sie mittels der bei der Gemeinde vor-
handenen Software lesbar und druckbar sind. Die 
Gemeinde kann das EVU auffordern, ergänzende 
Informationen zu übergeben, wenn die Informati-
onspflicht nach den vorstehenden Absätzen nicht 
vollständig erfüllt wurde.  
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(4) Befindet sich das EVU hinsichtlich der Erfül-
lung seiner Informationspflichten nach den vor-
stehenden Absätzen in Verzug, ist das EVU zur 
Zahlung einer Vertragsstrafe an die Gemeinde in 
Höhe von [einsetzen: 20.000 {≤20.000 Einwohner} 
oder 40.000 {>20.000 Einwohner}] Euro verpflich-
tet. Die Informationspflicht des EVU gegenüber der 
Gemeinde besteht in diesem Fall fort. Die Gel-
tendmachung weitergehender Schadenersatzan-
sprüche bleibt von der Zahlung der Vertragsstrafe 
unberührt. 
 

 
 
Aufgrund der großen Bedeutung 
dieser Informationspflichten ist in 
Absatz 4 bei Nicht- oder Schlechter-
füllung eine Vertragsstrafe zulasten 
des EVU und zugunsten der Ge-
meinde vorgesehen. 
 
Der Betrag der Vertragsstrafe ist 
gegebenenfalls mit dem Netzbetrei-
ber zu verhandeln. 
 

§ 9 
Übernahme der Verteilungsanlagen durch die Ge-

meinde 
 

1) Die Gemeinde hat das Recht, nach Ablauf des Ver-
trages die der allgemeinen Versorgung im Gemeinde-
gebiet dienenden Verteilungsanlagen (§ 3 Abs. 1 Nr. 
17 EnWG) von der REG zu übernehmen, sofern die 
Verteilungsanlagen nicht im Zusammenhang mit dem 
Abschluss eines Konzessionsvertrags mit einem an-
deren Energieversorgungsunternehmen an dieses zu 
übertragen sind. Will die Gemeinde von diesem Recht 
Gebrauch machen, teilt sie dies der REG spätestens 1 
Jahr vor Vertragsende schriftlich mit. Das Erwerbs-
recht ist mit allen hieraus resultierenden Rechten und 
Pflichten auf Dritte übertragbar.  
 

§ 13 
Übernahme der Verteilungsanlagen durch die Ge-

meinde 
 
(1) Die Gemeinde hat das Recht, nach Ablauf des Ver-
trages die der allgemeinen Versorgung im Gemeinde-
gebiet dienenden Verteilungsanlagen (§ 3 Absatz 1 
Nr. 17 EnWG) sowie die Messeinrichtungen gemäß 
§ 12 Absatz 2 Nummer 3 vom EVU zu erwerben. 
Will die Gemeinde von diesem Recht Gebrauch ma-
chen, teilt sie dies dem EVU spätestens ein Jahr vor 
Vertragsende schriftlich mit.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
§ 13 enthält die sogenannte End-
schaftsbestimmung. Diese ist wirt-
schaftlich sehr bedeutend, da es um 
die Übertragung des Eigentums an 
den Verteilanlagen nach Ablauf des 
Konzessionsvertrages geht. In Ab-
satz 1 ist deshalb ein unbedingtes 
Erwerbsrecht der Gemeinde formu-
liert worden.  
 
Messeinrichtungen sind gesondert 
zu erwähnen, da diese gemäß 
§ 21b EnWG nicht mehr automa-
tisch zum Netzbetrieb zählen.  
 
Wegen der Streichung vgl. § 13 
Absatz 9 -neu- im kommunalfreund-
lichen Konzessionsvertrag. 
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(2) Macht die Gemeinde von ihrem Recht zur Über-
nahme nach Abs. 1 Gebrauch, ist sie verpflichtet, alle 
im Gemeindegebiet vorhandenen Verteilungsanlagen 
der REG zu kaufen, die ausschließlich der Versorgung 
in der Gemeinde dienen. Alle übrigen Verteilungsan-
lagen verbleiben bei der REG; hinsichtlich der Anla-
gen, die teilweise der Versorgung der Gemeinde die-
nen, werden Gemeinde und REG im Rahmen des 
Entflechtungskonzepts eine angemessene Lösung 
herbei führen.  
 

(2) Macht die Gemeinde von ihrem Recht zur Über-
nahme nach Absatz 1 Gebrauch, ist sie verpflichtet, 
alle im Gemeindegebiet vorhandenen Verteilungsan-
lagen dem EVU zu kaufen, die ausschließlich oder 
überwiegend der Versorgung in der Gemeinde die-
nen; Entsprechendes gilt für Messeinrichtungen 
gemäß § 12 Absatz 2 Nummer 3. Alle übrigen Vertei-
lungsanlagen und Messeinrichtungen verbleiben 
beim EVU.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

In Absatz 2 wurde in Übereinstim-
mung mit den gesetzlichen Rege-
lungen in § 46 Absatz 2 Satz 2 
EnWG der Umfang der zu übertra-
genden Verteilanlagen so bestimmt, 
dass sämtliche Verteilanlagen, die 
ganz oder überwiegend der Versor-
gung von Letztverbrauchern und im 
Gemeindegebiet dienen, auf die 
Gemeinde zu übertragen sind. Dass 
einzelne Verteilanlagen auch der 
Versorgung angrenzender Gemein-
degebiete dienen, ist somit nicht von 
Belang. Nach Maßgabe des EnBW-
Konzessionsvertrages sollten ledig-
lich die Verteileranlagen auf die 
Gemeinde übergehen, die aus-
schließlich der Versorgung von 
Letztverbrauchern im Versorgungs-
gebiet dienen.  
 

(3) Ist eine Entflechtung der nach Abs. 2 Satz 1 von 
der Gemeinde zu übernehmenden und der nach Abs. 
2 Satz 2 bei der REG verbleibenden Verteilungsanla-
gen erforderlich, sind die Kosten hierfür ebenso wie 
die Kosten der Einbindung des von der Gemeinde 
übernommenen Netzes in das vorgelagerte Netz der 
REG sowie die Kosten der Installierung der notwendi-
gen messtechnischen Einrichtungen von der Gemein-
de und der REG je hälftig zu tragen. Entflechtung und 
Wiedereinbindung sind unter Beachtung der netztech-
nischen Erfordernisse so vorzunehmen, dass sich 
hinsichtlich der Versorgungssicherheit weder im über-
nommenen Netz noch im Netz der REG eine Ver-
schlechterung ergibt.  

(3) Ist eine Entflechtung der nach Absatz 2 Satz 1 von 
der Gemeinde zu übernehmenden und der nach Ab-
satz 2 Satz 2 beim EVU verbleibenden Verteilungsan-
lagen erforderlich, sind die Kosten hierfür ebenso wie 
die Kosten der Einbindung des von der Gemeinde 
übernommenen Netzes in das vorgelagerte Netz des 
EVU sowie die Kosten der Installierung der notwendi-
gen messtechnischen Einrichtungen von der Gemein-
de und dem EVU je hälftig zu tragen. Der Gemeinde 
steht ein Wahlrecht zu, ob eine messtechnische 
oder eine galvanische Netztrennung erfolgen soll. 
Entflechtung und Wiedereinbindung sind unter Beach-
tung der netztechnischen Erfordernisse so vorzuneh-
men, dass sich hinsichtlich der Versorgungssicherheit 

In Absatz 3 wurde ein neuer Satz 2 
eingefügt. Danach steht der Ge-
meinde ein Wahlrecht zu, ob eine 
messtechnische oder eine galvani-
sche Netztrennung erfolgen soll. Die 
Entscheidung für eine bloße mess-
technische Trennung der Netze 
kann dazu beitragen, dass die für 
die Netztrennung anfallenden Kos-
ten erheblich vermindert werden.  
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 weder im übernommenen Netz noch im Netz des EVU 
eine Verschlechterung ergibt.  
 

(4) Der Kaufpreis für die zu übergebenden Vertei-
lungsanlagen ist die wirtschaftlich angemessene Ver-
gütung gemäß § 46 Abs. 2 EnWG zuzüglich Umsatz-
steuer. Bei der Ermittlung des Kaufpreises sind die 
von Anschlussnehmern, der Gemeinde oder Dritten 
geleisteten und noch nicht aufgelösten Ertragszu-
schüsse zu berücksichtigen.  
 

(4) Der Kaufpreis für die zu übergebenden Vertei-
lungsanlagen und Messeinrichtungen ist die wirt-
schaftlich angemessene Vergütung gemäß § 46 Ab-
satz 2 EnWG zuzüglich Umsatzsteuer. Bei der Ermitt-
lung des Kaufpreises sind die künftige Ansatzfähig-
keit des Kaufpreises bei der Kalkulation der Netz-
entgelte sowie von Anschlussnehmern, der Gemein-
de oder Dritten geleisteten und noch nicht aufgelösten 
Ertragszuschüsse zu berücksichtigen.  
 

In Absatz 4 wird klargestellt, dass 
bei der Ermittlung des Kaufpreises 
die künftige Ansatzfähigkeit des 
Kaufpreises bei der Netzentgeltkal-
kulation zu berücksichtigen ist. Die 
Regulierungsbehörden akzeptieren 
für die Kalkulation der Netzentgelte 
jedoch nur historische Anschaf-
fungs- und Herstellungskosten 
(AHK) und nicht Sachzeitwerte, so-
weit diese höher liegen.  
 

 (5) Der Kaufpreis ist vorrangig im Verhandlungs-
wege zu bestimmen. Jeder Vertragspartner kann 
ab dem 17. Jahr ab Vertragsbeginn oder im Falle 
einer vorzeitigen Kündigung gemäß § 10 Absatz 3 
ab dem Tag des Zugangs der Kündigung beim 
EVU Verhandlungen über den Kaufpreis fordern. 
Sollte binnen dreier Monate nach Verhandlungs-
beginn keine Einigung erzielt werden können, so 
kann jeder Vertragspartner bezüglich des Kauf-
preises ein selbständiges Beweissicherungsver-
fahren gemäß §§ 485 ff. ZPO einleiten. 
 

Der durch einen gerichtlich bestell-
ten Gutachter ermittelte Kaufpreis 
würde auch in einem späteren ge-
richtlichen Verfahren zugrunde ge-
legt, ohne dass es einer erneuten 
Begutachtung bedürfte. Da die Be-
stimmung des Kaufpreises oftmals 
einen zentralen Streitpunkt zwi-
schen abgebendem EVU und der 
Gemeinde darstellt, kann die Durch-
führung eines selbständigen Be-
weissicherungsverfahrens einen 
gerichtlichen Prozess verhindern 
oder zumindest beschleunigen.  
 

(5) Der Kaufpreis für die Verteilungsanlagen ist am 
Tag der Übernahme zur Zahlung fällig.  
 

(6) Der Kaufpreis für die Verteilungsanlagen und 
Messeinrichtungen ist am Tag der Übernahme zur 
Zahlung fällig.  
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(6) Hinsichtlich der nach Abs. 2 Satz 2 bei der REG 
verbleibenden Verteilungsanlagen bleiben die der 
REG eingeräumten Rechte nach diesem Vertrag bis 
zu einer vertraglichen Neuregelung bestehen. Über 
die Einzelheiten der weiteren Inanspruchnahme der 
gemeindlichen Grundstücke werden die Gemeinde 
und die REG eine besondere Vereinbarung abschlie-
ßen; dazu gehört auch die Festlegung einer ange-
messenen Vergütung, soweit dies gesetzlich zulässig 
ist.  
 

(7) Hinsichtlich der nach Absatz 2 Satz 2 beim EVU 
verbleibenden Verteilungsanlagen bleiben die dem 
EVU eingeräumten Rechte nach diesem Vertrag bis zu 
einer vertraglichen Neuregelung bestehen. Über die 
Einzelheiten der weiteren Inanspruchnahme der ge-
meindlichen Grundstücke werden die Gemeinde und 
das EVU eine besondere Vereinbarung abschließen; 
dazu gehört auch die Festlegung einer angemessenen 
Vergütung, soweit dies gesetzlich zulässig ist.  
 
 

 

 (8) Verzögert sich die Übergabe der Verteilungsan-
lagen nach Abschluss eines neuen Konzessions-
vertrages um mehr als ein Jahr nach Vertragsab-
lauf, ist das EVU verpflichtet,  
1. bis zur Übergabe der Verteilungsanlagen an die 
Gemeinde oder einen Dritten Konzessionsabgaben 
in der vertraglich vereinbarten Höhe weiter zu zah-
len und 
2. die Verteilungsanlagen in einem einwandfreien, 
betriebsfähigen Zustand gemäß § 4 Absatz 1 zu 
halten. 
Satz 1 Nummer 1 gilt nicht für Zeiträume nach Ab-
lauf des 21. Jahres nach Vertragsbeginn, es sei 
denn, es ist ein ordentliches Gerichtsverfahren 
oder schiedsgerichtliches Verfahren rechtshängig, 
das auf Übereignung oder Überlassung der Vertei-
lungsanlagen gerichtet ist.  
 
 
 
 
 
 
 

In Absatz 8 ist die Fortgeltung zent-
raler Pflichten des EVU für den Fall 
geregelt, dass der Konzessionsver-
trag und das Übergangsjahr gemäß 
§ 48 Absatz 4 EnWG abgelaufen 
sind. Dies gilt wegen der maximalen 
Laufzeitbegrenzung gemäß § 46 
Absatz 2 Satz 1 EnWG jedoch nur 
dann, wenn die Gemeinde bereits 
einen neuen Konzessionsvertrag 
abgeschlossen hat und die Über-
eignung oder Überlassung des Net-
zes aktiv betreibt, also nicht den 
Versuch unternimmt, die maximale 
Laufzeit von 20 Jahren vorsätzlich 
zu verlängern.  
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 (9) Die Gemeinde kann das Erwerbsrecht gemäß 
Absatz 1 sowie die weiteren Rechte und Pflichten 
gemäß der vorstehenden Absätze auf einen Dritte 
übertragen, mit dem sie einen qualifizierten Wege-
nutzungsvertrag (Konzessionsvertrag) für den Bau 
und Betrieb eines Stromversorgungsnetzes der 
allgemeinen Versorgung für das Gemeindegebiet 
geschlossen hat.  
 
 
 

In Absatz 9 wurde klargestellt, dass 
die Gemeinde ihre Rechte und 
Pflichten aus den Endschafts-
bestimmungen (Absätze 1 bis 7) auf 
ein drittes EVU, mit dem sie einen 
neuen Konzessionsvertrag ge-
schlossen hat, übertragen kann.  
 
vgl. § 9 Absatz 1 Satz 3 im EnBW-
Konzessionsvertrag 

§ 10 
Allgemeine Regelungen 

 
(1) Die Vertragspartner sind berechtigt und verpflich-
tet, ihre Rechte und Pflichten aus diesem Vertrag auf 
einen Nachfolger zu übertragen, der ihre Funktion 
bzw. Aufgabenstellung aufgrund einer vertraglichen 
Vereinbarung übernommen hat. Der jeweils andere 
Vertragspartner ist zu informieren; er ist berechtigt, 
einer derartigen Übertragung zu widersprechen, wenn 
der Rechtsnachfolger keine Gewähr dafür bietet, dass 
er die aus diesem Vertrag resultierenden Pflichten in 
gleicher Weise wie der bisherige Vertragspartner er-
füllt. REG ist berechtigt, die Rechte und Pflichten auf 
ein anderes EnBW-Konzernunternehmen zu übertra-
gen. In diesem Fall ist REG verpflichtet, sicher zu stel-
len, dass der Eigentumsübertragungspflicht nach § 9 
Abs. 1 nachgekommen werden kann, und dies der 
Gemeinde nachzuweisen.  
 

§ 14 
Schlussbestimmungen 

 
(1) Die Vertragspartner sind berechtigt und verpflich-
tet, ihre Rechte und Pflichten aus diesem Vertrag auf 
einen Nachfolger zu übertragen, der ihre Funktion 
bzw. Aufgabenstellung aufgrund einer vertraglichen 
Vereinbarung übernommen hat. Der jeweils andere 
Vertragspartner ist zu informieren; er ist berechtigt, 
einer derartigen Übertragung zu widersprechen, wenn 
der Rechtsnachfolger keine Gewähr dafür bietet, dass 
er die aus diesem Vertrag resultierenden Pflichten in 
gleicher Weise wie der bisherige Vertragspartner er-
füllt. Das EVU ist berechtigt, die Rechte und Pflichten 
auf ein anderes Unternehmen im Konzernverbund, 
dem auch das EVU angehört, zu übertragen. In die-
sem Fall ist das EVU verpflichtet, sicher zu stellen, 
dass das Ankaufsrecht nach § 11 erfüllt und der 
Eigentumsübertragungspflicht nach § 13 Absatz 1 
nachgekommen werden kann, und dies der Gemeinde 
nachzuweisen.  
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Eigentumsübertragung an eine 
Konzerntochter oder -schwester des 
EVU ist daran gebunden, dass der 
Erwerber das Ankaufsrecht der 
Gemeinde nach § 11 und das An-
kaufsrecht der Gemeinde nach § 13 
des kommunalfreundlichen Konzes-
sionsvertrages übernimmt und not-
falls erfüllt.  
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(2) Sollte es der REG durch Gesetz oder Verwal-
tungsmaßnahmen ganz oder teilweise unmöglich 
werden, die in diesem Vertrag vereinbarten Leistun-
gen für die von der Gemeinde eingeräumten Rechte 
zu erbringen, so wird die REG im Rahmen des recht-
lich Zulässigen der Gemeinde andere gleichwertige 
Leistungen gewähren, soweit die REG durch den 
Wegfall oder die Beschränkung der genannten Vor-
schriften begünstigt wird. Die Art und Weise der dann 
zu erbringenden Leistungen wird zwischen den Ver-
tragspartnern vereinbart.  
 

(2) Sollte es dem EVU durch Gesetz oder Verwal-
tungsmaßnahmen ganz oder teilweise unmöglich wer-
den, die in diesem Vertrag vereinbarten Leistungen für 
die von der Gemeinde eingeräumten Rechte zu 
erbringen, so wird das EVU im Rahmen des rechtlich 
Zulässigen der Gemeinde andere gleichwertige Leis-
tungen gewähren, soweit das EVU durch den Wegfall 
oder die Beschränkung der genannten Vorschriften 
begünstigt wird. Die Art und Weise der dann zu erbrin-
genden Leistungen wird zwischen den Vertragspart-
nern vereinbart.  
 

 

 (3) Änderungen und Ergänzungen dieses Vertra-
ges bedürfen der Schriftform.  
 

vgl. Streichung in § 10 Absatz 4 des 
EnBW-Konzessionsvertrages 

(3) Sollte eine Bestimmung dieses Vertrages recht-
sunwirksam sein oder werden, wird die Gültigkeit der 
übrigen Vertragsbestimmungen davon nicht berührt. 
Die Vertragspartner verpflichten sich, die rechtsun-
wirksame Bestimmung durch eine ihr im wirtschaftli-
chen Erfolg möglichst gleichkommende Bestimmung 
zu ersetzen.  
 

(4) Sollte eine Bestimmung dieses Vertrages recht-
sunwirksam sein oder werden, wird die Gültigkeit der 
übrigen Vertragsbestimmungen davon nicht berührt. 
Die Vertragspartner verpflichten sich, die rechtsun-
wirksame Bestimmung durch eine ihr im wirtschaftli-
chen Erfolg möglichst gleichkommende Bestimmung 
zu ersetzen. Entsprechendes gilt für Lücken im 
Vertrag. 
 

 
 
 
 
 
 
übliche Klarstellung in einer salvato-
rischen Klausel 

(4) Bei Streitigkeiten über den Inhalt oder den Vollzug 
des Vertrages werden die Vertragspartner eine gütli-
che Einigung anstreben. Gelingt dies nicht, so ent-
scheiden die ordentlichen Gerichte, sofern sich beide 
Vertragspartner nicht auf die Einsetzung eines 
Schiedsgerichts oder auf die Einholung eines 
Schiedsgutachtens einigen.  
 

(5) Bei Streitigkeiten über den Inhalt oder den Vollzug 
des Vertrages werden die Vertragspartner eine gütli-
che Einigung anstreben. Gelingt dies nicht, so ent-
scheiden die ordentlichen Gerichte, sofern sich beide 
Vertragspartner nicht auf die Einsetzung eines 
Schiedsgerichts oder auf die Einholung eines 
Schiedsgutachtens einigen.  
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Änderungen und/oder Ergänzungen dieses Vertrages 
bedürfen der Schriftform.  
 

 vgl. § 14 Absatz 3 -neu- des kom-
munalfreundlichen Konzessionsver-
trages 
 

Gerichtsstand ist Stuttgart.  
 

(6) Gerichtsstand ist [einsetzen: Verwaltungssitz der 
Gemeinde].  
 
 

Als Gerichtsstand sollte der jeweili-
ge Verwaltungssitz der Gemeinde 
vereinbart werden. Die Wahl des 
eigenen Sitzes als Gerichtsstand 
kann für die Gemeinde Kostenvor-
teile und Ortsnähe bedeuten.  
 

(Gemeinde)   EnBW Regional AG  
 
 
 
 
 
................................. ............................... 
 
(Bürgermeister)       
 
 

[Ort], [Datum]   [Ort], [Datum] 
 
 
 
 
 
................................  .............................. 
 
(Bürgermeister/in)   (Netzbetreiber)  
 

 

 
Stand: 04. Mai 2009 


